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ARBEIT UND GESUNDHEIT 
IM BETRIEBLICHEN KONTEXT
Befunde aus der Betriebsrätebefragung des WSI 2015 

Dr. Elke Ahlers

AUF EINEN BLICK:

Das Thema Gute Arbeit und Gesundheit ist seit 
Jahren für Betriebsräte hochrelevant. Das bestä-
tigen die hier vorgestellten Daten der repräsenta-
tiven und branchenübergreifenden WSI-Betriebs-
rätebefragung 2015. Die Mehrzahl der Betriebsräte 
vertritt Belegschaften, die in hohem Ausmaß unter 
Termin- und Zeitdruck und hoher Arbeitsintensi-
tät arbeiten. Damit zeigt sich, dass Arbeitsinten-
sivierung, Leistungsdruck, Überstunden und ein 
zu geringer Personalbestand den Alltag in vielen 
Betrieben widerspiegeln. Die hier dargelegten 
Ergebnisse zeigen auch, wie sehr psychische Ar-
beitsbelastungen abhängig sind nicht nur von den 
hohen individuellen Anforderungen, sondern auch 
von den (gestaltbaren) betrieblichen Rahmenbedin-
gungen. Durch Umstrukturierungen und Personal-
entlassungen, aber auch durch Aufgabenzuwachs 
bei Personalmangel steigt der Arbeitsdruck in den 
Belegschaften signifikant an.

Die zentralen Ansatzpunkte, solch belastende 
Arbeitsbedingungen anzugehen, zu vermindern 
und zu regulieren, liegen im Arbeits- und Gesund-
heitsschutz. Denn auch belastende Ansätze der Ar-
beitsorganisation oder der Arbeitszeitregulierung 
können über die Normen und Instrumente des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes gestaltet werden.

Allerdings werden die rechtliche Möglichkei-
ten des Arbeitsschutzgesetzes bisher zu wenig 

mit diesen Arbeitsbelastungen in Verbindung ge-
bracht und folglich zu wenig genutzt. Dabei bie-
tet das Arbeitsschutzgesetz mit dem Instrument 
der Gefährdungsbeurteilungen (§ 5 ArbSchG) ein 
rechtlich normiertes Verfahren an, um komplexe 
gesundheitsgefährdende Arbeitsbelastungen zu 
bearbeiten.

Die hier ermittelte äußerst schwache Umset-
zung der Gefährdungsbeurteilungen psychischer 
Belastungen ist für den Status Quo des betriebli-
chen Arbeits- und Gesundheitsschutzes äußerst 
bedenklich und auch für die zukünftige Gestaltung 
der digitalen Arbeitswelt (Arbeiten 4.0) von enor-
mer Handlungsrelevanz. Dabei liegen die Lösungs-
ansätze auf der Hand:

Betriebe, die sich sozialpartnerschaftlich über 
Betriebsvereinbarungen zur Umsetzung von Ge-
fährdungsbeurteilungen psychischer Belastungen 
entschlossen haben, sind hier deutlich erfolgreicher.

Es mangelt in den Betrieben, auch bei den In-
teressenvertretungen, oft an Kompetenz für syste-
matisches Arbeitsschutzhandeln und ganzheitliche 
Prävention. Über eine bessere Schulung der Akteu-
re in Bezug auf gesundheitsgefährdende Arbeits-
belastungen und den Möglichkeiten und jeweiligen 
Verfahren der Gefährdungsbeurteilungen ließen 
sich deutliche Erfolge erwarten.
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EINLEITUNG/AUSGANGSLAGE

Die Debatten um „Gute Arbeit“ und auch um „Ar-
beit 4.0“ rücken die Gesundheit und die Leistungs-
fähigkeit der Beschäftigten in den Fokus gesell-
schaftlicher und politischer Diskussionen. Folgen-
de drei arbeitspolitische Entwicklungen erklären 
diesen Bedeutungszuwachs:

Erstens bringen die zunehmende Flexibilisie-
rung und Digitalisierung in der Arbeitswelt neben 
vielfältigen Arbeitserleichterungen und Arbeitsauf-
wertungen auch neue Leistungsanforderungen mit 
sich, die zu komplexen psychosozialen Belastun-
gen und weiterer Arbeitsverdichtung führen kön-
nen. Dazu gehört die Bewältigung einer immer grö-
ßer werdenden Informationsflut (z. B. über Emails) 
und hohen Verfügbarkeitserwartungen seitens der 
Unternehmen (ständige Erreichbarkeit, Entgren-
zung). Neu ist bspw. die Herausforderung, kom-
plexe Arbeitsaufgaben in kürzester Zeit bewältigen 
zu müssen. Aufgrund des wachsenden Dienstleis-
tungssektors steigen für eine größer werdende 
Zahl an Beschäftigten zudem die Anforderungen 
an ihre sozialen Kompetenzen wie Kommunikation, 
Empathie und Selbstorganisation.

Zweitens ist der Personalbestand in vielen Un-
ternehmen aufgrund von vielfältigen Rationali-
sierungsmaßnahmen oftmals so gering gehalten, 
dass viele Beschäftigte den Eindruck haben, in 

„immer weniger Zeit immer mehr leisten zu müs-
sen“ (vgl. DGB Index Gute Arbeit 2015).

Und drittens besteht aufgrund des demogra-
fischen Wandels auch gesellschaftspolitisch die 
Notwendigkeit, dass Beschäftigte bis ins Rentenal-
ter gesund und leistungsfähig sind.

Es gibt also einschlägige Gründe, sich mit den 
Arbeitsbedingungen und der Gesundheit von Be-
schäftigten auseinanderzusetzen.

Betriebsräte haben einen guten Blick für die Ar-
beitsbedingungen in den Betrieben – und der Ar-
beitsschutz und die Gesundheitsförderung zählt 
seit einigen Jahren zu ihren Hauptbeschäftigungs-
feldern (siehe auch Kapitel 3). Hinsichtlich der Be-
darfe, der Möglichkeiten und Grenzen von betrieb-

licher Gesundheitsprävention in der betrieblichen 
Praxis verfügen Betriebsräte, wie kaum eine ande-
re betriebliche Instanz, über wichtiges Erfahrungs-
wissen und können Zusammenhänge zwischen 
Arbeitsbelastungen und betrieblichen Rahmen-
bedingungen bzw. der Arbeitsorganisation, in die 
die Beschäftigten eingebunden sind, erkennen und 
einordnen. Warum setzen sich Betriebsräte in jün-
gerer Zeit so sehr mit Fragen der Arbeitsbedingun-
gen und der Gesundheit auseinander? Inwieweit 
werden Instrumente des Arbeitsschutzes und der 
Betrieblichen Gesundheitsförderung genutzt? Wo 
greifen diese Instrumente und wo gibt es Umset-
zungsdefizite? Diese Fragen soll der Report unter 
Bezugnahme auf die wichtigsten Befunde der WSI-
Betriebsrätebefragung 2015 zu Arbeit und Gesund-
heit im Betrieb klären.

Grundsätzlich ist im betrieblichen Alltag eine 
Entwicklung hin zu flexibleren und komplexeren 
Arbeitsanforderungen zu beobachten (vgl. Siegrist 
2012, Jürgens 2015). Beschäftigte fühlen sich oft 
überfordert und haben den Eindruck, dass die Ar-
beitsmenge von Jahr zu Jahr zunimmt (vgl. DGB-
Index Gute Arbeit 2015). Der Personalbestand wird 
sowohl von Beschäftigten als auch Betriebsräten 
als unzureichend beschrieben. An den Beschäftig-
ten gehen diese Entwicklungen nicht spurlos vor-
über: Krankenkassen und Rentenversicherungsträ-
ger beklagen seit Jahren einen Anstieg psychosozi-
aler Erschöpfungszustände (vgl. TK 2016, Deutsche 
Rentenversicherung Bund 2015).

Der Betrieblichen Gesundheitsprävention kommt 
in diesem Zusammenhang eine bedeutende und 
umfangreiche Rolle zu. Dazu gehört die Gestal-
tung von Arbeitsbedingungen, die sich förderlich 
auf die Gesundheit der Beschäftigten auswirken 
können, etwa der Arbeitszeit. Eine gut gestaltete 
Arbeitszeit sollte im Zuge hoher Flexibilitätserwar-
tungen der Unternehmen die Arbeitszeitsouve-
ränität der Beschäftigten gewährleisten können. 
Auch das Führungsverhalten ist von Bedeutung. 
Es gilt als gesundheitsförderlich, wenn Beschäf-
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tigte von ihren Vorgesetzten soziale Unterstüt-
zung sowie transparente Entscheidungsprozesse 
erfahren und von diesen in der Bewältigung ihrer 
Arbeitsziele unterstützt werden (vgl. Rigotti/Mohr 
2011). Das gleiche gilt für die Leistungspolitik des 
Unternehmens und des Managements bzw. die 
Leistungsanforderungen an die Beschäftigten. Die 
Leistungspolitik sollte sich an den personellen Res-
sourcen im Betrieb ausrichten und nicht nur an der 
Erreichung von Benchmarks.

Diese gesundheitsförderlichen Arbeitsbedingun-
gen können über einen guten betrieblichen Arbeits- 
und Gesundheitsschutz sowie einer nachhaltigen 
betrieblichen Gesundheitsförderung erreicht wer-
den. Von hoher Bedeutung ist dabei eine partizi-
pative Unternehmenskultur, in der die Wünsche 
und Bedürfnisse nach guten Arbeitsbedingungen 
und einer guten Vereinbarkeit zwischen Privatleben 
und Beruf ernst genommen werden. Der betrieb-
liche Arbeits- und Gesundheitsschutz ist zugleich 
ein wichtiges und mitbestimmungsfähiges Thema 
für Betriebs- und Personalräte, so dass diese einen 
wichtigen Teil zur Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen beitragen können. Betriebliche Gesund-
heitsförderung gehört zu ihren Mitbestimmungs-
feldern und allgemeinen Aufgaben (§ 87 Betriebs-
verfassungsgesetz Absatz 1 Satz 7 sowie § 80; 
§ 75 III Nr. 11 BPersVG plus LPersVGs). Aber trotz 
gemeinhin akzeptierter Bedeutung des Themas 
Gesundheitsprävention setzen Betriebsräte diese 
Mitbestimmungsrechte noch zu wenig um.  1 Die 
Mitbestimmungs- und Initiativrechte werden z. B. 
in Bezug auf Gefährdungsbeurteilungen zur Redu-
zierung von Arbeitsbelastungen zu wenig genutzt 
(vgl. Blume et al. 2011).

Die Befunde der hier vorgestellten Betriebsräte-
befragung, stellen eine empirische Grundlage dar, 
um das Handlungs- und Orientierungswissen für 
Akteure des Arbeits- und Gesundheitsschutzes so-

 1 Personalräte allerdings haben nach aktueller Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgericht heute keine Mitbe-
stimmung bei Durchführung von Gefährdungsbeurteilun-
gen, siehe BVerwG 6 PB 25.11 vom 5.3.2012.

wie für Mitbestimmungsakteure zu erweitern. Es 
wird u. a. dargelegt, inwieweit sich Betriebsräte mit 
psychomentalen Arbeitsbelastungen, wie Arbeits-
intensivierung und Zeit- und Leistungsdruck, ausei-
nandersetzen müssen. Auch werden diesbezüglich 
die jeweiligen betrieblichen Rahmenbedingungen, 
wie stattgefundene Umstrukturierungen oder Per-
sonalentlassungen, evtl. Personalmangel, aber 
auch Formen der Arbeitszeitgestaltung mit in den 
Blick genommen, um Zusammenhänge zwischen 
Arbeitsorganisation und Belastungen besser sicht-
bar zu machen. Darauf aufbauend wird empirisch 
die Verbreitung der institutionellen Möglichkeiten 
des Betrieblichen Gesundheitsmanagements (Be-
triebliche Gesundheitsförderung (BGF), Gefähr-
dungsbeurteilung (Gb) nach § 5 ArbSchG und das 
Betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) 
untersucht.

Auf Grundlage der hier vorliegenden Befunde 
werden Handlungsempfehlungen für eine verbes-
serte Umsetzung der Betrieblichen Gesundheits-
prävention abgeleitet.

Tabelle 1 

Gesundheitsfördernde und -schwächende Faktoren (im Auszug)

Quelle: eigene Darstellung, in Anlehnung an Rigotti  / Mohr 2011

unzureichend beschrieben (vgl. Ahlers 2011). An den Beschäftigten gehen diese Entwicklungen nicht 
spurlos vorüber: Krankenkassen und Rentenversicherungsträger beklagen seit Jahren einen Anstieg 
psychosozialer Erschöpfungszustände (vgl. TK 2014, DGUV 2015).

Der Betrieblichen Gesundheitsprävention kommt in diesem Zusammenhang eine bedeutende und 
umfangreiche Rolle zu. Dazu gehört die Gestaltung von Arbeitsbedingungen, die sich förderlich auf die 
Gesundheit der Beschäftigten auswirken können, etwa der Arbeitszeit. Eine gut gestaltete Arbeitszeit 
sollte im Zuge hoher Flexibilitätserwartungen der Unternehmen die Arbeitszeitsouveränität der 
Beschäftigten gewährleisten können. Auch das Führungsverhalten ist von Bedeutung. Es gilt als 
gesundheitsförderlich, wenn Beschäftigte von ihren Vorgesetzten soziale Unterstützung sowie
transparente Entscheidungsprozesse erfahren und von diesen in der Bewältigung ihrer Arbeitsziele 
unterstützt werden (vgl. Rigotti/Mohr 2011). Das gleiche gilt für die Leistungspolitik des Unternehmens 
und des Managements bzw. die Leistungsanforderungen an die Beschäftigten. Die Leistungspolitik 
sollte sich an den personellen Ressourcen im Betrieb ausrichten und nicht nur an der Erreichung von 
Benchmarks.

Tabelle 1 Gesundheitsfördernde und -schwächende Faktoren (im Auszug)
Fördernde Faktoren Schwächende Faktoren
soziale Unterstützung durch Kolleg_innen oder Führungskräfte wenig Unterstützung, schlechtes Führungsverhalten
gutes Betriebsklima Ellbogenmentalität am Arbeitsplatz/ schlechtes Betriebsklima
Wertschätzung der Arbeit wenig Anerkennung am Arbeitsplatz
Arbeitsplatzsicherheit Angst vor Verlust des Arbeitsplatzes

angedrohte/ stattgefundene Umstrukturierungen
partizipative Unternehmenskultur/ Mitbestimmung

Gesundheitszirkel/ Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen

Solidarisierung (betriebliche Interessenvertretung?) Individualisierung von Problemdruck/ Überforderung

Quelle: eigene Darstellung, in Anlehnung an Rigotti/ Mohr 2011.

Diese gesundheitsförderlichen Arbeitsbedingungen können über einen guten betrieblichen Arbeits- und 
Gesundheitsschutz sowie einer nachhaltigen betrieblichen Gesundheitsförderung  erreicht werden. Von 
hoher Bedeutung ist dabei eine partizipative Unternehmenskultur, in der die Wünsche und Bedürfnisse 
nach guten Arbeitsbedingungen und einer guten Vereinbarkeit zwischen Privatleben und Beruf ernst 
genommen werden. Der betriebliche Arbeits- und Gesundheitsschutz ist zugleich ein wichtiges und 
mitbestimmungsfähiges Thema für Betriebs- und Personalräte, so dass diese einen wichtigen Teil zur
Verbesserung der Arbeitsbedingungen beitragen können. Betriebliche Gesundheitsförderung gehört zu 
ihren Mitbestimmungsfeldern und allgemeinen Aufgaben (§ 87 Betriebsverfassungsgesetz Absatz 1 
Satz 7 sowie § 80; § 75 III Nr. 11 BPersVG plus LPersVGs). Aber trotz gemeinhin akzeptierter 
Bedeutung des Themas Gesundheitsprävention setzen Betriebsräte diese Mitbestimmungsrechte noch 
zu wenig um.1 Die Mitbestimmungs- und Initiativrechte werden z.B. in Bezug auf 
Gefährdungsbeurteilungen zur Reduzierung von Arbeitsbelastungen zu wenig genutzt (vgl. Blume et al. 
2011).

Die Befunde aus den Betrieben mit betrieblicher Interessenvertretung stellen eine empirische Grundlage 
dar, um das Handlungs- und Orientierungswissen für Akteure des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 

1 Personalräte allerdings haben nach aktueller Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgericht heute keine 
Mitbestimmung bei Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen, siehe BVerwG 6 PB 25.11 vom 5.3.2012. 
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triebsrat und mindestens 20 sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten.

Die Stichprobenziehung wurde vom Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) in Nürn-
berg durchgeführt, die Telefonnummernrecherche 
sowie das Screening von Betriebsräten von infas. 
Die Rücklaufquote lag bei 53,1 %.

Computergestützte Telefoninterviews (CATI) 
wurden als Erhebungsmodus eingesetzt. Der kom-
plette Fragebogen wurde zuvor in 214 Pretest-Inter-
views telefonisch getestet. Mutmaßlich schwierige 
Fragen, z. B. zu Arbeitszeitregelungen, wurden zu-
dem in zehn qualitativen Interviews in einem kog-
nitiven Pretest erprobt. So kann gewährleistet wer-
den, dass befragte Betriebsräte die Fragen nicht 
nur verstehen, sondern auch das Gleiche darunter 
verstehen.

Im Jahr 2015 umfasste das hier genutzte Split-
Panel der Betriebsrätebefragung die Antworten 
von 2.009 Betriebsräten aus den in Tab. 2 darge-
stellten Branchen:

Die Befunde sind branchen- und betriebsgrö-
ßenübergreifend repräsentativ (für Betriebe mit Be-
triebsratsvertretung in Deutschland).

DIE WSI-BETRIEBSRÄTEBEFRAGUNG

Die WSI-Betriebsrätebefragung 2015 ist ein Befra-
gungsinstrument des Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-Böckler 
Stiftung mit der seit 1997 Daten zur betrieblichen 
Mitbestimmung und weitere Informationen zur Si-
tuation in den mitbestimmten Betrieben erhoben 
werden. Dies umfasst u. a. die Personalsituation, 
Tarifpolitik, die jeweilige wirtschaftliche Situation 
und Restrukturierungen, aktuelle Handlungs- und 
Problemfelder in der Betriebsratsarbeit und auch 
die Arbeitszeitgestaltung.

Die Befragung von 2015 stellt die Auftakterhe-
bung für ein auf vier Jahre angelegtes Betriebsräte-
panel dar. Vom 21. Januar bis zum 30. April 2015 
wurden im Auftrag des WSI 4.125 Betriebsräte vom 
infas Institut für angewandte Sozialwissenschaft 
telefonisch interviewt, davon wurden 2.009 Be-
schäftigten die hier thematisierten Fragen zu Arbeit 
und Gesundheit gestellt.

Als Erhebungsdesign wurde eine aus Branchen 
und Betriebsgrößenklassen geschichtete Zufalls-
stichprobe aus der Betriebsdatei der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) gewählt. Die Grundgesamtheit 
bilden alle privatwirtschaftlichen Betriebe mit Be-

Tabelle 2 

Verteilung des Datensatzes der WSI-Betriebsrätebefragung nach Branchen, in %

Quelle: Berechnungen des WSI 2015, © WSI 2015

Branche Anteil in %
Bergbau / Prod. Gewerbe ohne Baugewerbe und ohne Investitionsgüter 17,4
Investitionsgüter 16,6
Baugewerbe 3,9
Handel 19,8
Verkehr und Lagerei / Gastgewerbe 6,8
Information und Kommunikation 2,6
Finanz- und Versicherungsdienstleister 3,1
Unternehmensnahe Dienstleistungen 12,0
Öffentliche Dienstleistungen / Erziehung / Gesundheit 14,7
Sonstige Branchen 3,1

Seite 4 Nr. 000 · Monat Jahr · Hans-Böckler-Stiftung

DIE BEDEUTUNG DES THEMAS ARBEITS- UND GESUNDHEITSSCHUTZ 
IN DER BETRIEBLICHEN INTERESSENVERTRETUNG

Der Arbeits- und Gesundheitsschutz ist ein zent-
rales Thema in der Arbeit der betrieblichen Inter-
essenvertretungen. Dies zeigen die Antworten der 
WSI-Betriebsrätebefragung auf die Frage nach den 
wichtigsten Arbeitsfeldern in der Betriebsratsarbeit. 
In 82 % der über 2000 befragten Betriebe haben 

sich die Interessenvertretungen im Jahr 2014/15 
vor allem mit Fragen des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes befasst. Weitere häufig genannte 
Themenfelder waren Überstunden (76 %), Mitarbei-
tergespräche (76 %) und die (zu geringe) Personal-
stärke in den Betrieben (73 %).

Tabelle 3 

Aufteilung des Datensatzes nach Größenklassen, in %

Quelle: Berechnungen des WSI 2015, © WSI 2015

Größenklasse Anteil in %
20 bis 49 31,4
50 bis 99 25,8
100 bis 199 20,6
200 bis 499 15,4
500 und mehr 6,8

Nr. 000 · Monat Jahr · Hans-Böckler-Stiftung Seite 5
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Das Thema „Gesundheit in der Arbeitswelt“ gilt 
in weiten Kreisen der Gesellschaft nach wie vor als 

„Luxusthema“, dem sich vor allem größere Unter-
nehmen widmen können. Die hier vorgelegten Da-
ten bestätigen diese Annahme aber nicht: auch von 
den kleineren Betrieben mit 20 bis 49 Beschäftig-
ten geben 79 % der Betriebsräte an, sich intensiv 
mit dem Thema Arbeits- und Gesundheitsschutz 
beschäftigt zu haben.

Im Branchenvergleich zeigen sich allerdings 
Unterschiede: Während im Baugewerbe mit über 
90%iger Nennung der Arbeits- und Gesundheits-
schutz (hier vermutlich in erster Linie die Arbeits-
sicherheit, z. B. wegen der hohen Unfallgefahr) 
eine sehr bedeutende Rolle spielt, wird dieser von 
Betriebsräten des Dienstleistungsbereichs weniger 
thematisiert. Am wenigsten Bedeutung wird dem 
Arbeits- und Gesundheitsschutz in Unternehmen 
der Information und Kommunikation zugesprochen 
(mit 73,6 % der Nennungen), gefolgt von denen der 
Finanz- und Versicherungsdienstleistungen (77 %).

Abbildung 1 

Top-Themen in der Betriebsratsarbeit 2014/15, Angaben der befragten Betriebsräte 
in % auf die Frage„Womit hat sich der Betriebsrat seit Anfang 2014 besonders 
befasst?“

Quelle: WSI - Betriebsrätebefragung 2015

Arbeitsschutz/Gesundheitsförderung 83
Überstunden 76
Mitarbeitergespräche 76
zu geringe Personalstärke 73
Fort-/Weiterbildung 70
Arbeitszeitkonten 65
Erhöhung des Leistungsdrucks 65
Verschlechterung des Betriebsklimas 62
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Um besser verstehen zu können, warum der Ar-
beits- und Gesundheitsschutz für die Betriebsrats-
arbeit einen so hohen Stellenwert hat, sollen die 
folgenden Daten einen Einblick in die Arbeitsbedin-
gungen der Belegschaften geben. Die Frage lautete 

„Wie sehr ist die Arbeit der Beschäftigten in Ihrem 
Betrieb durch die folgenden Rahmenbedingungen 
geprägt?“. Es erfolgte eine Aufzählung verschiede-
ner items, die in Abbildung 2 nachzulesen ist.

Über die Ergebnisse wird deutlich, dass die 
Mehrzahl der Betriebsräte Belegschaften vertritt, 
die in hohem Ausmaß unter Termin- und Zeitdruck 
(60 %) und hoher Arbeitsintensität (59 %) arbeiten. 
In 44 % der Betriebe beobachten die Betriebsräte 
einen hohen Verantwortungsdruck unter den Be-
schäftigten. Auch störende Unterbrechungen wäh-
rend der Arbeit werden von den Betriebsräten be-
tont (27 %).

Eine mangelnde Planbarkeit der Arbeitszeiten 
wird von 23 % der Betriebsräte als typische Ar-
beitsbedingung für die Beschäftigten beschrieben. 
Hier gibt es aber große Unterscheide zwischen den 
Branchen. Mangelnde Planbarkeit der Arbeitszei-
ten ist vor allem im Gastgewerbe und in Spediti-
onen (Verkehr/Lagerei) ausgeprägt (mit 34 % der 
Nennungen).

Angst vor Arbeitsplatzverlust (20 %) zeigt sich 
vor allem in Unternehmen der Informations- und 
Kommunikationstechnologie (IuK) mit 36 % der 
Nennungen und im Handel (25 %). Monotones 
Arbeiten wird im Durchschnitt von 14 % der Be-
triebsräte angegeben und wird am ehesten im  

produzierenden Gewerbe genannt (20 %).
Im Gesamtbild zeigen die Befunde der Ab-

bildungen 1 und 2, dass Arbeitsintensivierung, 
Leistungsdruck, Überstunden und ein zu gerin-
ger Personalbestand den Alltag in vielen Betrie-
ben widerspiegeln. Die Ergebnisse bestätigen 
demnach die zahlreichen Befunde zu psychi-
schen Belastungen und zu Leistungsverdichtung 
(vgl. u. a. Stressreport 2012, DGB-Index 2015).  
Zudem belegen diese Zahlen deutlich, dass Be-

Abbildung 2 

Arbeitsbedingungen in den Belegschaften 2015
Antworten der Betriebsräte in % Prozent der Angabe „Stark“ und „Sehr stark ausge-
prägt“ auf einer 6-stufigen Skala

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015
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Angst vor Arbeitsplatzverlust 20 34
Mangelnde Planbarkeit der Arbeitszeiten 23 27
Störende Unterbrechungen während der Arbeit 27 27
Hoher Verantwortungsdruck 44 50
Hohe Arbeitsintensität / (zu hohes Arbeitsvolumen 59 47
Termin- und Zeitdruck 60 67
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Debatten hervorgerufen. Das lässt sich daran er-
kennen, dass das Thema des häufigeren Gegen-
stand von Verhandlungen mit dem Arbeitgeber war 
(78 %) oder auf Betriebsversammlungen diskutiert 
wurde.

Zwischen Termin- und Zeitdruck und Arbeitsin-
tensität muss unterschieden werden. Von Termin- 
und Zeitdruck wird vor allem dann gesprochen, 
wenn Fristen, Kundentermine, Projektlaufzeiten 
und Deadlines den Arbeitsalltag bestimmen. Eine 
hohe Arbeitsintensität kann als Zeichen knapper 
Personalbemessung bei gleichzeitig hohem Ar-
beitsaufkommen in den Abteilungen beschrieben 
werden. Beides, Termin- und Zeitdruck und Arbeits-
intensität, stehen in Wechselwirkung zueinander.

Im Branchenvergleich zeigen sich Unterschiede 
in Bezug auf die so genannten psychomentalen Ar-
beitsbelastungen, wie Termin- und Zeitdruck sowie 
hohe Arbeitsintensität.

Stark ausgeprägter Termin- und Zeitdruck 
herrscht vor allem im Baugewerbe (78 %), aber 
auch im Finanzdienstleistungsbereich (70 %) und in 
Informations- und Kommunikationsunternehmen 
(ITK, 69 %) vor (Abbildung 4).

Eine hohe Arbeitsintensität dagegen zeigt sich 
vor allem im Dienstleistungsbereich. Besonders 
im öffentlichen Dienst mit den Bereichen Gesund-
heit und Erziehung (70 %) und in ITK-Unternehmen 
(70 %) beobachten Betriebsräte eine hohe Arbeits-
intensität unter den Beschäftigten.

triebsräte – als wichtige Akteure zur Gestaltung 
von Arbeitsbedingungen – den Anstieg und den 
Problemdruck psychischer Belastungen unter den 
Beschäftigten wahrnehmen und hier Handlungsbe-
darf sehen.

In den meisten Betrieben haben den Angaben 
der Betriebsräte zufolge die gesundheitlichen Pro-
bleme in den Belegschaften deutlich zugenommen 
(77 %). Auch die Zahl der Überstunden ist in jedem 
zweiten Betrieb gestiegen (54 %). Das Thema Ar-
beitsstress hat in weiten Teilen der Unternehmen 

Abbildung 3 

Der hohe Termindruck und die hohe Arbeitsintensität  äußern sich darin, dass …
Angaben der befragten Betriebsräte in %

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015 © WSI 2015

… mehr Überstunden gemacht wurden
… mehr Beschäftigte  an den Betriebsrat herantreten
… die Themen auf Betriebsversammlungen diskutiert wurden
… gesundheitliche Probleme bei Beschäftigten zugenommen haben
… die Themen bereits mit dem Arbeitgeber verhandelt wurden
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… gesundheitliche Probleme bei
Beschäftigten zugenommen haben 
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Arbeitgeber verhandelt wurden 

Abbildung 4 

Termin- und Zeitdruck in den Belegschaften 2015
Nach Branchen, Antworten der Betriebsräte in % 
auf der 6-stufigen Skala „Stark“ und „sehr stark ausgeprägt“

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015
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Abbildung 5 

Hohe Arbeitsintensität in den Belegschaften 2015
Nach Branchen, Antworten der Betriebsräte in % 
auf der 6-stufigen Skala „Stark“ und „sehr stark ausgeprägt“

Quelle: Berechnungen des WSI 2015, © WSI 2015
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siert (74 %, s. o.). Überdurchschnittlich betroffen 
ist der Dienstleistungsbereich (Öffentlicher Dienst, 
Erziehung, Pflege), in denen 80 % der Betriebs-
räte die zu geringe Personalausstattung beklagen 
(vgl. Abb.7).

Nähere statistische Analysen zeigen allerdings, 
dass die Merkmale

– „zu geringe Personalstärke“ als politisches
Handlungsfeld von Betriebsräten und

– „Schwierigkeiten, geeignete Bewerber_innen für
ausgeschriebene Stellen zu finden“

nur in geringem Maße korrelieren. Das heißt, dass 
die empirischen Befunde bezüglich der Handlungs-
felder des Betriebsrates nicht damit zusammen-
hängen, dass das Unternehmen keine geeigneten 
Bewerber_innen finden kann. Eher ist zu vermuten, 
dass Unternehmen die Personaldecke aus Kosten-
gründen so gering wie möglich halten.

Nichtsdestotrotz werfen die erhobenen Befun-
de zu den Schwierigkeiten, geeignetes Personal 
zu finden, viele Fragen auf. Welche Beschäftig-
tengruppen und welche Branchen sind besonders 
betroffen?

Besonders deutlich ist die Situation in Ost-
deutschland, wo der Fachkräftemangel signifikant 
höher ausfällt als in Westdeutschland. In Ost-
deutschland stellt sich die Lage mit 58 % zu 52 % 
negativer dar als in Westdeutschland. Diese Be-
funde zu Bewerberengpässen ähneln denen des 
IAB-Betriebspanels (Bechmann et al. 2014). Hin-
sichtlich der Branchen zeigen die folgenden Abbil-
dungen, wo es den größten Handlungsbedarf gibt. 
Einen Fachkräftemangel gibt es am ehesten im  
Dienstleistungsbereich, z. B. in Schulen und 

Dass das Ausmaß psychischer Arbeitsbelastungen 
auch von verschiedenen Rahmenbedingungen im 
Betrieb abhängig sein kann, z. B. von Umstruktu-
rierungen oder angedrohtem Arbeitsplatzabbau 
sowie Personalmangel, ist in diversen Studien viel-
fach dargelegt worden (vgl. u. a. Nickel et al. 2008 
zu Subjektivierung und Beschäftigungsunsicherheit 
sowie Ahlers/Ziegler 2007 ). Auch in der Betriebs-
rätebefragung wurde nach diesen betrieblichen 
Rahmenbedingungen gefragt. Sie werden im Wei-
teren mit den Arbeitsbedingungen in Verbindung 
gebracht.

Es wird über die Abbildung 6 deutlich, dass 
es in einer Vielzahl der Betriebe Rahmenbedin-
gungen gibt, die sich auf die Arbeitsbedingun-
gen auswirken können. So kam es in den letzten 
12 Monaten (vor der Befragung) in fast jedem 
zweiten Betrieb zu Umstrukturierungen (48 %).  
In 28 % der Betriebe hat es einen Personalab-
bau gegeben. Auch Personalmangel und offene, 
schwer zu besetzende Stellen sind demnach ein 
Problem. Jeder zweite Betrieb hat Probleme, geeig-
nete Facharbeiter einzustellen (53 %), 38 % haben 
Schwierigkeiten, akademisches Personal zu finden 
und in 27 % der Betriebe fehlen un- und angelernte 
Arbeitskräfte.

Zur Personalsituation in den Betrieben liefert die 
Befragung auch weitere Hinweise. Eine zu geringe 
Personalstärke in den Belegschaften wird von den 
Betriebsräten als eines der Haupthandlungsfelder 
für die betriebliche Interessenvertretung themati-

Abbildung 6 

Verbreitung betrieblicher Rahmenbedingungen¹ 
Antworten der Betriebsräte in %

1 Die Fragen sind im Interview wie folgt formuliert: „Hat es in den letzten 
12 Monaten Umstrukturierungen in ihrem Unternehmen gegeben?; 
„Wurde in Ihrem Betrieb in den letzten 12 Monaten Personal abgebaut?“; 
„Hat Ihr Betrieb derzeit Probleme, geeignete Bewerber für ausgeschrie-
bene Stellen zu finden (jeweils in Bezug auf Facharbeiter, Hochschulab-
solventen, Un- und Angelernte?“

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015
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Abbildung 7 

Zu geringe Personalausstattung (nach Branche)
Beschäftigungsfeld der Betriebsräte

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015
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ger, nämlich 27 % aller Betriebe, offene Stellen für 
Un- und Angelernte nicht besetzen zu können. Dies 
trifft vor allem in der Baubranche zu (44 %). Auch 
35 % der Betriebsräte aus den öffentlichen Dienst-
leistungen/Erziehung/Gesundheit melden offene 
Stellen für Un- und Angelernte.

Es wurde gezeigt, dass Personalmangel, Um-
strukturierungen und Entlassungen im Alltag vieler 
Betriebe offenbar eine große Rolle spielen und es 
ist zu vermuten, dass sich diese Rahmenbedingun-
gen auch auf die Arbeitsbedingungen und -belas-
tungen auswirken können.

Die folgenden Analysen zeigen, dass sich Um-
strukturierungen und Personalabbau negativ auf 

Pflegeeinrichtungen. 74 % der dortigen Be-
triebsräte sprechen von Schwierigkeiten, aus-
gebildetes Fachpersonal einstellen zu können.  
Auch die Baubranche ist demnach vom Fachkräfte-
mangel gekennzeichnet.

Auch in Bezug auf akademisches Personal gibt 
es offene Stellen und Schwierigkeiten, diese ad-
äquat zu besetzen. Hier ist die Baubranche be-
sonders betroffen (50 %), aber auch im Dienstleis-
tungsbereich sind die vakanten Stellen ein Thema 
(48 %). Ostdeutschland ist wiederum stärker betrof-
fen als Westdeutschland.

Hinsichtlich der Un- und Angelernten zeigt sich 
ein anderes Bild. Grundsätzlich vermelden weni-

Abbildung 8 

Anteil der Betriebe mit Problemen, geeignete Bewerber_innen 
für ausgeschriebene Stellen zu finden
Fachkräfte mit abgeschlossener Berufsausbildung, nach 
Branchen

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015
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Abbildung 9 

Anteil der Betriebe mit Problemen, geeignete Bewerber_innen 
für ausgeschriebene Stellen zu finden
(Hochschulabsolvent_innen, nach Branchen)

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015
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Abbildung 10 

Anteil der Betriebe mit Problemen, geeignete Bewerber_innen 
für ausgeschriebene Stellen zu finden
Un- und Angelernte, nach Branchen

Quelle: BWSI - Betriebsrätebefragung 2015
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Tabelle 4 

Psychosoziale Arbeitsbelastungen in den Belegschaften 
vor dem Hintergrund unterschiedlicher betrieblicher Rahmenbedingungen, 
Antworten der Betriebsräte in %

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015

generell ...wenn im Betrieb 
in den letzten 12 
Monaten umstruk-
turiert wurde

...wenn im Betrieb 
in den letzten 12 
Monaten Personal 
abgebaut wurde

...bei Problemen, 
ausgeschriebene 
Stellen im Betrieb mit 
Fachkräften besetzen 
zu können

Termin- und Zeitdruck 60 68 67 66
Hohe Arbeitsintensität 59 66 63 65
Hoher Verantwortungsdruck 44 48 47 51
Angst vor Arbeitsplatzverlust 20 26 36 20

Seite 6 Nr. 000 · Monat Jahr · Hans-Böckler-Stiftung

die Arbeitsbedingungen auswirken und damit be-
stehende Arbeitsbelastungen verstärken können. 
Dies zeigt sich besonders in Termin- und Zeitdruck 
und in höherer Arbeitsintensität, sowie in stärkeren 
Ängsten, den Arbeitsplatz verlieren zu können.

Der Anteil der Betriebe mit hohem Termin- und 
Zeitdruck in den Belegschaften steigt von 60 % 
signifikant um einige Prozentpunkte an, wenn im 
Betrieb in den letzten 12 Monaten umstrukturiert 
wurde (68 %). Das gleiche gilt dann, wenn Personal 
abgebaut wurde (67 %) oder offene Stellen nicht 
besetzt werden können (66 %). Auch der Anteil der 
Betriebe mit hoher Arbeitsintensität in den Beleg-
schaften 59 % erhöht sich, wenn umstrukturiert 
wurde (66 %) oder Personal fehlt (65 %/63 %).

Exkurs

Arbeitsbedingungen im Kontext von Arbeitszeitregulierung und Leistungspolitik

Auch veränderte Leistungsanforderungen können 
zu höheren Arbeitsbelastungen führen (vgl. Ahlers 
2015), damit werden auch die Themenfelder Ar-
beitszeit und Leistung für den modernen Arbeits-
schutz immer wichtiger werden. Gerade in Bezug 
auf flexible und mobile Arbeit erfolgt die Leistungs-
steuerung oft über ‚Deadlines‘ in Projektteams 
oder über Kunden- und Marktdruck („indirekte 
Steuerung“). Der heutige Arbeits- und Gesund-
heitsschutz ist in Anbetracht der Umwälzungen 
in der Arbeitswelt stark gefordert (Flexibilisierung, 
Digitalisierung). Die Ansprüche an Arbeitsgestal-
tung sind vielfältiger und individueller geworden. 
Der traditionelle Arbeitsschutz kommt noch oft mit 
Verboten und Regulierungen daher (z. B. Verbot 
von Sonntagsarbeit), die den Interessen vieler Be-
schäftigter widersprechen. Fragen zur Regulierung 
reichen dann bis in private Entscheidungen hinein, 
etwa wenn Beschäftigte bewusst am Wochenende 
arbeiten wollen. Somit entsteht ein Zielkonflikt zwi-
schen dem Recht auf Selbstbestimmung und den 
Möglichkeiten der Selbstorganisation einerseits 
und dem Schutz vor gesundheitsgefährdenden Ar-
beitsbelastungen andererseits.

Bei Vertrauensarbeitszeit etwa steigt der Ver-
antwortungsdruck der Beschäftigten von 44 % 
auf 58 % an, wie die Befunde der Betriebsrätebe-
fragung zeigen (Tabelle 5). Auch der Termin- und 
Zeitdruck ist dann deutlich höher (67 %). Darüber 

hinaus zeigt sich, dass eine an Zielvereinbarungen 
geknüpfte Leistungspolitik, Einfluss auf die psy-
chosozialen Arbeitsbelastungen der Beschäftigten 
hat. So äußert sich ergebnisorientierte Arbeit im 
Rahmen von Zielvereinbarungen oder Vertrauens-
arbeitszeit in zunehmender Arbeitsintensität (65 %, 
statt 59%) sowie in Termin- und Zeitdruck (65 %)- 
und höherem Verantwortungsdruck (51 %, statt 
44%).

Tabelle 5 

Psychosoziale Arbeitsbelastungen in den Belegschaften 
vor dem Hintergrund unterschiedlicher Arbeitszeitregelungen 
Antworten der Betriebsräte in %

Gemeint sind solche Zielvereinbarungen, die an messbare Ziele geknüpft sind.

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015 

generell Schichtarbeit 
bei mehr als 
50% der Be-
schäftigten 
(n=716)

Vertrauensarbeitszeit bei
mehr als 50% der Beschäf-
tigten (n=164)

Zielvereinbarungen*
bei mehr als 50% der 
Beschäftigten (n=416)

Termin- und Zeitdruck 60 60 67 66
Hohe Arbeitsintensität 59 62 61 65
Hoher Verantwortungs-
druck

44 47 58 51

Störende Unterbrechun-
gen während der Arbeit

27 28 25 28

Mangelnde Planbarkeit 
der Arbeitszeiten

23 26 22 22
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und Wohlbefinden am Arbeitsplatz umfasst.  
Dazu gehören z. B.

– die Verbesserung der Arbeitsorganisation und
der Arbeitsbedingungen,

– die Förderung einer aktiven Mitarbeiterbeteili-
gung und

– die Stärkung persönlicher Kompetenzen.

Eine weitere Grundlage für die BGF ist die EG-Rah-
menrichtlinie Arbeitsschutz (Richtlinie des Rates 
89/391/EWG). Sie stellt eine Neuorientierung des 
traditionellen Arbeitsschutzes dar. Nach diesem 
Verständnis sind gesunde und qualifizierte Mitar-
beiter_innen in sozialer wie ökonomischer Hinsicht 
eine wesentliche Voraussetzung für den zukünfti-
gen Erfolg der Europäischen Union. Die Betriebli-
che Gesundheitsförderung verfolgt nebenbei das 
Ziel, die (steigenden) Kosten für Krankenbehand-
lung, Krankengeld und Rehabilitation, aber auch 
die Kosten von Erwerbsminderungsrenten so ge-
ring wie möglich zu halten. Zu diesem Zweck soll 
der Arbeitgeber über das Betriebliche Gesundheits-
management die Arbeitsbedingungen so gestalten, 
dass die Beschäftigten auf Dauer ihre Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit erhalten können. Dazu ge-
hört es, die Arbeitsaufgaben, die Arbeitsorganisati-
on, die sozialen Beziehungen und das Führungsver-
halten sorgsam und kritisch in den Blick zu nehmen 
und auf gesundheitsschädigende und -förderliche 
Potenziale zu überprüfen.

Im deutschen Recht wird der Präventionsansatz im 
Arbeits- und Gesundheitsschutz durch die Betriebli-
che Gesundheitsförderung nach § 20 SGB V verfolgt.  

Hinsichtlich der hier aufgezeigten Arbeitsbedin-
gungen in den Betrieben liegt eine der zentralen 
Möglichkeiten, körperlich und seelisch belastende 
Arbeitsbedingungen zu regulieren im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz. Dabei kann der gesetzliche Ar-
beits- und Gesundheitsschutz im Idealfall deutlich 
mehr erreichen, als dies gemeinhin scheint. Auch 
belastende Ansätze der Arbeitsorganisation oder 
der Arbeitszeitregulierung können über die Instru-
mente des Arbeits- und Gesundheitsschutzes ge-
staltet werden. Dazu gehören im Wesentlichen die 
Instrumente Betriebliche Gesundheitsförderung 
(BGF), Gefährdungsbeurteilungen (GB) und das Be-
triebliche Eingliederungsmanagement (BGM).

Im Folgenden werden diese in ihren Ansätzen 
und Zielen kurz erläutert und deren Verbreitung in 
den Betrieben empirisch dargelegt.

Die beschriebenen Instrumente werden heute in 
den Betrieben unterschiedlich oft umgesetzt. Die 
Betriebsräte wurden zur Existenz dieser Instrumen-
te gefragt. Die Ergebnisse zeigen, dass jedes zwei-
te Unternehmen (50,4 %, vgl. Abb.11) mittlerweile 
über eine Betriebliche Gesundheitsförderung ver-
fügt. 77 % bieten ein Betriebliches Eingliederungs-
management an, um Erkrankte schonend in den 
Arbeitsalltag zurückzuführen. Gefährdungsbeurtei-
lungen nach dem Arbeitsschutzgesetz werden von 
78,9 % der Betriebe durchgeführt, wobei allerdings 
nicht einmal jeder Dritte darin auch psychische 
Belastungen berücksichtigt (31,5 %). Das bedeutet, 
dass insgesamt nur 24 % der vom WSI befragten 
Betriebe Gefährdungsbeurteilungen psychischer 
Belastungen durchführen.

Betriebliche Gesundheitsförderung

Aufgrund des Belastungswandels, in dem psy-
chische Belastungen wie Arbeitsverdichtung und 
Leistungsdruck eine große Rolle spielen, gewinnt 
der Präventionsgedanke im Arbeitsschutz an Be-
deutung. Weiterhin wird der Schutz vor Arbeitsun-
fällen und Gefahrstoffen als „klassisches“ Ziel im 
Arbeitsschutz verfolgt. Das Ziel der Prävention be-
steht darin, Gefährdungen bei der Arbeit frühzeitig 
zu erkennen, und diesen (noch bevor gesundheit-
liche Beeinträchtigungen oder Unfälle auftreten) 
entgegenzuwirken.

Dabei ist die Betriebliche Gesundheitsförde-
rung (BGF) ein Ansatz aus den 1980er/ 90er Jah-
ren, der auf der so genannten Ottawa-Charta 
(1986) basiert und grundsätzlich alle Maßnah-
men von Arbeitgeber_innen und Arbeitneh-
mer_innen zur Verbesserung von Gesundheit 

Abbildung 11 

Umsetzung von Maßnahmen 
des betrieblichen Gesundheitsschutzes in den Betrieben

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015

2015 2009
Betriebliche Gesundheitsförderung 50,4 26,1
Betriebliches Eingliederungsmanagement 77,3 ?
Gefährdungsbeurteilungen 78,9 55
GB psychischer Belastungen 24,3 16
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und in ihrer einseitigen Fokussierung auf Verhalten-
sprävention (statt ganzheitlicher Verhaltens- und 
Verhältnisprävention) wenig hilfreich. Denn das hat 
zur Konsequenz, dass ein bedeutender Teil der be-
lastenden Faktoren in der Arbeitswelt (wie zu hohe 
Arbeitsintensität, Personalmangel oder fehlende 
soziale Unterstützung) darin kaum Beachtung fin-
den. Darüber hinaus wird von Beschäftigten oft be-
mängelt, dass das Angebot verhaltenspräventiver 
Maßnahmen (wie Stressbewältigungskurse oder 
Yoga) im hektischen betrieblichen Alltag aus Zeit-
gründen nicht wahrgenommen werden kann.

Gefährdungsbeurteilungen

Gefährdungsbeurteilungen haben im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz eine besondere Bedeutung, 
weil sie das einzige verbindliche gesetzliche Instru-
mentarium darstellen, das neben körperlichen auch 
psychische Belastungen aufdecken, thematisieren 
und damit auch reduzieren kann (§ 5 ArbSchG  2). 
Mit Gefährdungsbeurteilungen sollen konkrete Ar-
beitsbelastungen über einen dauerhaften und pro-
zessualen Ansatz nachhaltig reduziert bzw. grund-
sätzlich vermieden und so gering wie möglich ge-
halten werden. Alle Arbeitgeber, unabhängig von 
der Anzahl der Mitarbeiter, sind dazu verpflichtet, 
eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen, bei 
der auch solche betrieblichen Rahmenbedingun-
gen wie die Arbeitszeit, die Arbeitsorganisation 
und die Arbeitsintensität hinsichtlich möglicher  

 2 Gefährdungsbeurteilungen sind auch über die Bildschirm-
Verordnung bzw. der Betriebssicherheits-Verordnung 
geregelt.

Nach einigen Anlaufschwierigkeiten hat sich das 
Konzept der BGF mittlerweile in vielen, vor allem 
aber größeren Betrieben durchgesetzt (Beck et al. 
2012; Göbel/Kuhn 2003). Mittlerweile gibt es in 
über der Hälfte der Betriebe (mit Betriebsratsver-
tretung) eine Betriebliche Gesundheitsförderung 
(50,4 %). Dabei begünstigt die Größe eines Betriebs 
und die Existenz eines Betriebsrats offenbar das 
systematische Vorhandensein einer Betrieblichen 
Gesundheitspolitik in den Unternehmen. In kleine-
ren Betrieben ab 20 Beschäftigten liegt der Anteil 
bei 42,1 %, bei Großbetrieben ab 500 Beschäftigten 
schon bei 82,9 %. Allerdings sagen Zahlen zur Ver-
breitung der BGF wenig aus über die Qualität der 
jeweiligen BGF-Programme. Viele Hochglanzbro-
schüren, vor allem großer Unternehmen, in denen 
die hauseigene BGF mit umfangreichem Fitness-, 
Ernährungs- oder Entspannungsprogramm für die 
Beschäftigten vorgestellt wird, sind irreführend 

Abbildung 12 

Existenz einer Betrieblichen Gesundheitsförderung (BGF) 
in den Betrieben

Quelle:WSI-Betriebsrätebefragung 2015

Gesamt 50,4
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Abbildung 13 

Umsetzung von Gefährdungsbeurteilungen in Betrieben
Angaben der befragten Betriebsräte in %, Größe der Betriebe 
in absoluter Anzahl Beschäftigte

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015
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Abbildung 14 

Umsetzung von Gefährdungsbeurteilungen in psychischer Belastungen nach förder-
lichen Rahmenbedingungen, im Vergleich
Angaben der Betriebsräte in %

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015
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Damit „verpuffen“ die Möglichkeiten von Gefähr-
dungsbeurteilungen des Arbeitsschutzgesetzes zur 
Reduzierung von Arbeitsbelastungen. Wenn Be-
triebsräte für die Möglichkeiten von Gefährdungs-
beurteilungen stärker sensibilisiert und geschult 
würden und auch mehr personelle und zeitliche 
Ressourcen zur Verfügung hätten, dann könnten 
sie im Sinne eines „Motors für die Betriebliche Ge-
sundheit“ (Blume et al. 2011) die bestehenden Mit-
bestimmungsrechte im betrieblichen Gesundheits-
schutz besser umsetzen.

Betriebliches Eingliederungsmanagement

Das Betriebliche Eingliederungsmanagement 
(BEM) hat das Ziel, bei langwieriger Arbeitsunfä-
higkeit (mehr als sechs Wochen) die Beschäftigten 
sorgsam wieder einzugliedern, erneuter Arbeits-
unfähigkeit vorzubeugen und den Arbeitsplatz des 
betroffenen Beschäftigten im Einzelfall zu erhalten.

Seit 2004 sind Arbeitgeber verpflichtet, Be-
schäftigten ein Betriebliches Eingliederungsma-
nagement (BEM) anzubieten. Das BEM soll die 
Beschäftigten darin unterstützen, den Arbeitsplatz 
trotz einer längerfristigen Krankheit zu erhalten. 
Gesetzlich verankert ist das BEM in § 84 Absatz 2 
(SGB IX). Dort ist festgelegt, dass Arbeitgeber alle 
Beschäftigten, die innerhalb eines Jahres länger als 
sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt ar-
beitsunfähig sind, ein BEM anzubieten hat.

Die Daten der Betriebsrätebefragung zeigen 
zwar, dass der Eingliederungsgedanke in den Be-
trieben Einzug gefunden hat – aber offenbar noch 

Gefährdungen analysiert werden. Unternehmen 
sollen also über dieses Instrument dazu bewegt 
werden, sich aktiv mit den jeweiligen Arbeitsbedin-
gungen ihrer Beschäftigten auseinanderzusetzen.

 
Im Jahr 2014/15 haben laut den befragten Betriebs-
räten 78,9 % der befragten Betriebe eine Gefähr-
dungsbeurteilung durchgeführt. Auch hier gilt: je 
größer der Betrieb, desto eher wird eine Gefähr-
dungsbeurteilung durchgeführt (siehe Abb. 13).

Vor dem Hintergrund aber, dass Gefährdungs-
beurteilungen gesetzlich verpflichtend sind, zeigt 
sich erneut ein Umsetzungsdefizit. Besonders in 
Bezug auf psychische Belastungen klaffen deutli-
che Lücken zwischen gesetzlicher Vorschrift und 
Umsetzung. Von den 78,9 % der Betriebe, die Ge-
fährdungsbeurteilungen durchgeführt haben, hat 
nicht einmal jeder dritte Betrieb darin psychische 
Belastungen berücksichtigt.

Bei näherer Betrachtung lassen sich durchaus 
erfolgreichere Betriebe identifizieren. So zeigt sich, 
dass Betriebe, die auch Maßnahmen zur Betrieb-
lichen Gesundheitsförderung anbieten, oft auch 
qualitativ bessere und ganzheitliche Gefährdungs-
beurteilungen durchführen (32,7 %). In noch viel 
stärkerem Ausmaß - und doch erwartungsgemäß - 
zeigt sich dies bei solchen Betrieben, die im Vorfeld 
eine Betriebsvereinbarung zu Gefährdungsbeurtei-
lungen psychischer Belastungen abgeschlossen 
hatten (68,9 %). Der positive Effekt dieser Betriebs-
vereinbarungen ist auch dadurch zu erklären, dass 
sich Beschäftigte, Betriebsräte und Arbeitgeber auf 
ein gemeinsames Ziel verständigt haben und sich 
somit gemeinsam hinter die Idee der Gefährdungs-
beurteilungen stellen. Auch über weitere Befunde 
wird deutlich, dass Betriebsräte, die ihre Beleg-
schaft und ihre Arbeitgeber auf ihrer Seite stehend 
wissen, eher erfolgreiche ganzheitliche Gefähr-
dungsbeurteilungen abschließen.

Die Ursachen für die geringe Umsetzung von 
Gefährdungsbeurteilungen sind vielfältig, wie die 
Befragungsergebnisse zeigen. Die Mehrheit der 
Betriebsräte gibt an, dass das Know-How fehle, 
um Gefährdungsbeurteilungen fachgerecht um-
zusetzen (69 % vgl. Abb.16). Auch unklare Verant-
wortlichkeiten sind ein Grund für die Untätigkeit in 
den Betrieben (58 %). Außerdem gibt jeder zweite 
Betriebsrat zu bedenken, dass das Thema Gesund-
heit leicht hinter andere betriebliche Erfordernisse 
zurückfalle (51 %). 30 % der Betriebsräte geben an, 
dass der Arbeitgeber die Kosten scheue. Mit diesen 
Befunden wird deutlich, dass bei vielen Akteuren 
des betrieblichen Gesundheitsschutzes, so auch in 
vielen Betriebsratsgremien, die Durchführung von 
guten und umfassenden Gefährdungsbeurteilun-
gen als schwierig und aufwendig gilt. Grund für die 
schwachen Umsetzungsraten ist vermutlich auch 
die fehlende Sanktionierung durch Arbeitsschutz-
behörden, wenn die verpflichtende Gefährdungs-
beurteilung nicht umgesetzt wurde (Kohte 2015).

 

Abbildung 15 

Umsetzung Gefährdungsbeurteilungen 
psychischer Belastungen in Betrieben
Angaben der befragten Betriebsräte in %, Größe der Betriebe in 
absoluter Anzahl Beschäftigte

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015
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nicht so, wie es der Gesetzgeber intendiert hat. 
Nach Angaben der Betriebsräte werden in 77,3 % 
aller Betriebe (ab 20 Beschäftigten) Maßnahmen 
zum Wiedereinstieg in den Beruf angeboten. Auch 
hier gilt: je größer der Betrieb, desto eher bietet das 
Unternehmen BEM an siehe Abb.16.

Diese Befunde zur Wiedereingliederung erkrank-
ter Beschäftigter fallen positiver aus als die anderer 
Befragungen. Niehaus et al. (2008) zufolge geben 
insgesamt 48 % der Unternehmen, die in einer 
bundesweiten schriftlichen und Online-Befragung 
teilnahmen an, ein BEM durchzuführen, wobei 
wiederum Unterschiede je nach Betriebsgröße vor-
gefunden wurden. Jedoch sind auch die Befunde 
anderer Studien zur Verbreitung des BEM sehr he-
terogen. Häufig hängt, wie in den Ergebnissen der 
Betriebsrätebefragung 2015, auch in anderen Un-
tersuchungen die Verbreitung des BEM mit Fakto-
ren wie der Betriebsgröße zusammen. So reicht die 
Spannweite von einer Umsetzung des BEM in ca. 
11 % befragter Kleinst- und Kleinbetriebe (Gebauer, 
Hesse & Heuer, 2007) bis zu 75 % der untersuchten 
Großunternehmen bei Freigang-Bauer, Gröben und 
Barthen (2011).

Da eine Zunahme des Interesses und der Kennt-
nis des BEMs zu verzeichnen ist (Niehaus et al., 
2008), kann der Anteil der Unternehmen, die ein 
BEM anbieten, in den letzten Jahren gestiegen sein 
und damit die hier verzeichnete hohe BEM-Verbrei-
tung erklären. Des Weiteren muss berücksichtigt 
werden, dass hier ein selektiver Ausschnitt an Be-
trieben gezeigt wird. Zum einen sind Betriebe mit 
einem Betriebsrat oft größer (die Betriebsrätebe-
fragung ist nur für Betriebe ab 20 Mitarbeitenden 
repräsentativ) und verfügen hierdurch über bessere 

Abbildung 16 

Warum gibt es keine Gefährdungsbeurteilung 
psychischer Belastungen? Antworten der BR in %

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015
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Abbildung 17 

Gibt es im Betrieb ein betriebliches 
Eingliederungsmanagement?
D. h., werden Beschäftigten, die länger als sechs Wochen im 
Kalenderjahr krank sind, Maßnahmen zum Wiedereinstieg in 
den Beruf angeboten? – Antworten der Betriebsräte in %, Größe 
der Betriebe in absoluter Anzahl Beschäftigte

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2015
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Ressourcen und Möglichkeiten, auch im Gesund-
heitsmanagement. Zum anderen ist es möglich, 
dass Unternehmen mit Betriebsrat Maßnahmen 
des Gesundheitsmanagements durch den Druck 
und die Kontrolle seitens des Betriebsrats eher 
umsetzen als Betriebe ohne Mitarbeitervertretung.  
Es kann vermutet werden, dass die Betriebsräte, 
die sich zur Teilnahme an der Befragung bereit er-
klärt haben, engagierter sind als jene, die nicht teil-
nehmen, was wiederum mit einem erhöhten Druck 
des Betriebsrats bezüglich der Umsetzung des 
BEMs durch das Unternehmen zusammenhängen 
und diese dadurch fördern kann.
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AUSBLICK/HERAUSFORDERUNGEN

Die hier dargelegten Befunde machen deutlich, 
dass die Themen „Gute Arbeit“ und Gesundheit 
in die Betriebe und in die betrieblichen Interessen-
vertretungen Einzug gefunden haben. Die Gestal-
tung von Arbeitsbedingungen und der Arbeits- und 
Gesundheitsschutz gehören zu den Kernthemen 
heutiger Betriebsratsarbeit. Die hier dargelegten 
Ergebnisse zu den psychosozialen Arbeitsbelastun-
gen, wie Leistungsdruck und Arbeitsintensivierung 
zeigen auch, wie sehr diese abhängig sind von den 
(gestaltbaren) betrieblichen Rahmenbedingungen. 
Durch Umstrukturierungen und Personalentlas-
sungen, aber auch durch Personalmangel steigt 
der Arbeitsdruck in den Belegschaften signifikant 
an. Bei Vertrauensarbeitszeit oder im Kontext von 
Zielvereinbarungen ist der Anteil der Betriebe mit 
hohem Arbeitsdruck höher.

Die Ergebnisse zeigen, dass vor allem größere 
Unternehmen eine betriebliche Gesundheitsför-
derung anbieten und Gefährdungsbeurteilungen 
durchführen. Viel Luft nach oben gibt es bei Klein-
betrieben. Zur Qualität der Maßnahmen zur Be-
trieblichen Gesundheitsförderung (BGF) oder zu 
den umgesetzten Gefährdungsbeurteilungen kann 
mit den Daten allerdings keine Aussage getroffen 
werden. Es darf jedoch vermutet werden, dass 
unter dem Begriff BGF faktisch gesehen eher An-
gebote zur Ernährungsberatung oder Stressbewäl-
tigungskurse fallen statt ganzheitlicher Angebote 
der Verhaltens- und Verhältnisprävention.

Ein Dilemma für den modernen Arbeits- und 
Gesundheitsschutz besteht darin, dass sich die Art 
der Arbeitsbelastungen verändert hat. Das heute in 
der Arbeitswissenschaft viel diskutierte Symptom 
Erschöpfung zum Beispiel ist subjektiv, kann viele 
Ursachen haben und ist kaum messbar, trotzdem 
kann permanente Erschöpfung auf Dauer krank 
machen. Die im traditionellen Arbeitsschutz noch 
übliche Frage nach der einen betrieblichen Ursa-
che für die Arbeitsbelastung und der jeweils dar-
aus folgenden gesundheitlichen Auswirkungen 
ist damit überholt. Komplexe Arbeitsbelastungen 
(z. B. Gleichzeitigkeit von Zeitdruck, hohe Arbeits-
verdichtung und ständige Erreichbarkeit) führen 
vielmehr zu diffusen psychischen oder körperlichen 
Beschwerden (vgl. Hasselhorn 2007).

In den Betrieben werden diese (neuen) Arbeits-
belastungen über den Arbeits- und Gesundheits-
schutz noch nicht adäquat aufgefangen. Mit dem 
Arbeitsdruck und den (zu hohen) Leistungsanfor-
derungen werden die Beschäftigten oftmals al-
leingelassen. Auf Unternehmensebene wird der 
Arbeitsdruck noch wenig diskutiert, Ansätze zur 
organisationalen Bewältigung gibt es kaum. Dar-
aus entstehende gesundheitsgefährdende Risiken 
werden von den Beschäftigten eher individualisiert 
als das gemeinsam nach betrieblichen Lösungen 
zur Verringerung des Arbeitsdrucks gesucht wird. 
Rechtliche Möglichkeiten des Arbeitsschutzgeset-

zes werden bisher zu wenig mit diesen Arbeitsbe-
lastungen in Verbindung gebracht und folglich zu 
wenig genutzt. Dabei bietet das Arbeitsschutzge-
setz mit dem Instrument der Gefährdungsbeurtei-
lungen (§ 5 ArbSchG) ein Rechtsmittel für Unter-
nehmen und Beschäftigte an, auch derlei komplexe 
gesundheitsgefährdende Arbeitsbelastungen zu 
bearbeiten. Dies geschieht im Idealfall über einen 
partizipativen und prozessualen Ansatz. Allerdings 
werden Gefährdungsbeurteilungen in Bezug auf 
die psychischen Belastungen nur in ca. 24 % al-
ler Unternehmen umgesetzt. Diese gravierenden 
Umsetzungsdefizite sind auch für die zukünftige 
Gestaltung der digitalen Arbeitswelt von enormer 
Relevanz und müssen daher dringend behoben 
werden. Ein entscheidender Grund für die mangel-
hafte Umsetzung von Gefährdungsbeurteilungen 
ist die unzureichende Schulung und Sensibilisie-
rung der Akteure im Betrieb. Auffallend ist die hohe 
Anzahl an Personengruppen, die sich in Bezug auf 
psychosoziale Risiken überfordert oder unzurei-
chend geschult fühlt. Dies betrifft Führungskräfte, 
Sicherheitsfachkräfte, Betriebsräte, Beschäftigte, 
das Personal der Arbeitsschutzbehörden und sogar 
Betriebsärzte. Nach wie vor wird der Arbeits- und 
Gesundheitsschutz als technische Angelegenheit 
behandelt, der sich auf Grenzwerte oder Sicher-
heitsregeln bezieht und weniger auf Gesundheits-
prävention setzt (siehe auch Schmitt/Hammer 
2015). Dabei werden über das Instrument der Ge-
fährdungsbeurteilungen auch konstruktive Fragen 
hinsichtlich der betrieblichen Arbeitsorganisation 
oder des Führungsverhaltens gestellt. Das ist an-
spruchsvoll und erfordert ausreichende Schulun-
gen, systematische Handlungsanleitungen und In-
strumente (Meyn 2012). Gute Gefährdungsbeurtei-
lungen zeichnen sich zudem durch ihren partizipa-
tiven Charakter, also durch die direkte Beteiligung 
der Beschäftigten aus (Beck et al. 2012). Partizipa-
tion kann aber auch nur dann gelingen, wenn Ak-
teure und Beschäftigte sensibilisiert und geschult 
werden. Die Beschäftigten würden damit aus der 
Individualisierungsfalle herausgeholt und könnten 
sich angstfreier mit Kollegen über ihre erlebte Ar-
beitsüberlastung austauschen, ohne als Arbeits-
verweigerer oder „Low-Performer“ zu gelten. Das 
Thema Arbeitsbelastungen wird dadurch für die Be-
schäftigten wieder auf die Sachebene gezogen und 
als gestaltbar wahrgenommen.

Auch ein weiterer Aspekt sollte in Bezug auf Ge-
fährdungsbeurteilungen in den Betrieben stärker 
berücksichtigt werden: Oftmals werden Gefähr-
dungen folgenlos nur analysiert. Es werden keine 
oder nur halbherzige Maßnahmen umgesetzt, und 
deren Wirksamkeit im Nachhinein nicht weiter ge-
prüft. In den Betrieben fühlt sich offenbar niemand 
konkret verantwortlich und so verbleiben viele 
Unternehmen passiv, zum einen wegen der damit 
verbundenen Kosten, zum anderen aus Scheu, sich 
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konstruktiv mit heiklen Fragen zur Arbeitsorgani-
sation, zum Führungsverhalten und zur Personal-
stärke auseinanderzusetzen. Für die Beschäftig-
ten sind halbherzige Gefährdungsbeurteilungen 
allerdings desillusionierend und wirken hemmend 
auf die Motivation, an weiteren Gefährdungsbe-
urteilungen mitzuwirken. In den Betrieben sollten 
Gefährdungsbeurteilungen daher stärker als bisher 
im Sinne eines stetigen und lebendigen Prozesses 
betrachtet werden, um die Arbeitsbelastungen an 
den einzelnen Arbeitsplätzen unter Beteiligung 
auch individueller Beschäftigteninteressen suk-
zessive verbessern zu können. Gefordert ist daher 
auch mehr Personal in den Arbeitsschutzbehörden, 
um die Betriebe hinsichtlich veränderter Arbeitsbe-
lastungen zu beraten und zu unterstützen.

Zusammenfassend sind gute und gesunde Ar-
beitsbedingungen eine Frage der Arbeitszeitgestal-
tung, der Arbeitsorganisation und einer stärkeren 
Partizipation der Beschäftigten. Die Betriebsräte 
können hier über ihre Mitbestimmungs- und Mit-
wirkungsrechte eine wichtige Stellschraube sein. 
Die hier ermittelte äußerst schwache Umsetzung 
der Gefährdungsbeurteilungen psychischer Belas-
tungen ist allerdings für den Status Quo des be-
trieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes be-
denklich. Dabei liegen die Lösungsansätze auf der 
Hand:

Betriebsvereinbarungen zu ganzheitlichen Ge-
fährdungsbeurteilungen sind ein erster entschei-
dender Schlüssel zum Gelingen von ganzheitlichen 
Gefährdungsbeurteilungen (nähere Infos bei Hin-
richs 2016). Es zeigte sich zudem in den Befunden, 
dass Betriebe, die im Vorfeld Betriebsvereinbarun-
gen zu Gefährdungsbeurteilungen psychischer Be-
lastungen geschlossen hatten, in der späteren Um-
setzung deutlich erfolgreicher waren.

Ebenso sinnvoll sind mehr und bessere Schu-
lungen für Betriebsräte, aber auch für andere Ak-
teure des betrieblichen Arbeits- und Gesundheits-
schutzes. Wie gezeigt wurde, mangelt es in den 
Betrieben, auch bei den Interessenvertretungen, 
oft an Kompetenz für systematisches Arbeits-
schutzhandeln und ganzheitliche Prävention. Über 
eine bessere Schulung der Akteure in Bezug auf 
gesundheitsgefährdende Arbeitsbelastungen und 
den Möglichkeiten und jeweiligen Verfahren der 
Gefährdungsbeurteilungen ließen sich deutliche Er-
folge erwarten.
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